Amt der Vorarlberger
Landesregierung

rarlberg

unser Land

ABTEILUNG ELEMENTARPADAGOGIK, SCHULE UND GESELLSCHAFT

Zahl: 1-3-1/00-1 (ab 1. Juli 2025) Bregenz, am 23. Janner 2024
Erlass—30/0005 (bis 30. Juni 2025)
intern: Ila-131.035-2/2019

Betreff: Richtlinien der Vorarlberger Landesregierung uiber die
Vergabe von Beitragen an Schiiler und Schiilerinnen zu den
Kosten von Nachhilfeunterricht

Rechtliche Grundlage: Art. 17 B-VG

RICHTLINIEN DER VORARLBERGER LANDESREGIERUNG UBER DIE VERGABE VON
BEITRAGEN AN SCHULER UND SCHULERINNEN ZU DEN KOSTEN VON
NACHHILFEUNTERRICHT

§1
Allgemeines
Das Land gewadhrt nach MaRgabe dieser Richtlinien Forderungen an Schiiler und

Schilerinnen, damit sie trotz schwieriger Einkommenssituationen ihrer Eltern
Nachbhilfeunterricht in Anspruch nehmen kénnen.

§2

Férderungswerber

(1) Forderungswerber/Forderungswerberinnen sind obsorgeberechtigte Personen, die
im selben Haushalt wie der/die zu férdernde Schiler/Schilerin leben.

(2) Im Falle von Fremdunterbringungen ist Forderungswerber/in jene naturliche oder
juristische Person, bei welcher der/die zu fordernde Schiler/Schilerin im Zeitpunkt der
Antragstellung voribergehend oder dauerhaft untergebracht ist.

§3
Voraussetzungen

(1) Voraussetzung fur die Gewahrung einer Forderung ist, dass

a) der Schuler/die Schiilerin seinen/ihren Hauptwohnsitz in Vorarlberg hat,

b) der Schuler/die Schilerin eine Schule gemaR dem Bundesgesetz Uber die
Schulorganisation, BGBI.Nr. 242/1962 idgF, in Osterreich besucht bzw. deren
lehrplanmaBig letzte Schulstufe abgeschlossen hat und in der Schulnachricht oder
im Jahreszeugnis in einem oder zwei Unterrichtsgegenstanden mit ,Nicht
genligend” beurteilt wurde und

c) der Nachhilfeunterricht in den mit ,Nicht genlgend” beurteilten
Unterrichtsgegenstanden innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der



Schulnachricht oder des Jahreszeugnisses bei einem Nachhilfeinstitut, welches auf
der Homepage des aha empfohlen wurde (https://www.aha.or.at/nachhilfe) oder
bei einem anderen anerkannten Nachhilfeinstitut besucht wurde.

(2) In Schuljahren, in denen kein Jahreszeugnis ausgestellt wird, gelten die
Bestimmungen dieser Richtlinie sinngemaR fir die Schulnachricht.

§3
Gegenstand und Hohe der Férderung
(1) Gefordert werden die Kosten von bis zu 15 Einheiten Nachhilfeunterricht in jedem in
der Schulnachricht oder im Jahreszeugnis mit ,Nicht genigend” beurteilten
Unterrichtsgegenstand.

(2) Die Hohe der Forderung je Einheit ergibt sich aus der Anlage. Sie richtet sich nach dem
Familiennettoeinkommen im Monat vor der Antragstellung. Im Falle von malgeblichen
Anderungen der Einkommenssituation kann das Familiennettoeinkommen im Monat der
Bearbeitung des Forderansuchens herangezogen werden. Fir selbstandig Erwerbstatige ist
der letztgiiltige Einkommenssteuerbescheid heranzuziehen.

(3) Zum Familiennettoeinkommen zéhlen

a) das/die Einkommen der erziehungsberechtigten Person/en, in deren Haushalt des
Schilers/der Schiilerin leben,

b) allfdllige geleistete Unterhaltsbeitrage und Waisenpensionen fir den Schiler/die
Schiilerin,

c) das Einkommen des Partners/der Partnerin der erziehungsberechtigten Person, in
deren Haushalt der Schiiler/die Schulerin lebt sowie

d) das/die Einkommen, allfallig geleistete Unterhaltsbeitrage und Waisenpensionen
nicht selbsterhaltungsfahiger Kinder, die im selben Haushalt wie der Schiler/die
Schilerin leben.

(4) Bei der Berechnung des Einkommens sind die Familienbeihilfe und der Familienbonus
plus nicht zu berticksichtigen.

(5) Familienmitglieder sind die nicht selbsterhaltungsfahigen Kinder und die im Haushalt
lebenden erziehungsberechtigten Personen einschlieRlich Partner/Partnerin.

(6) Die Forderung kann pro Schiiler/Schilerin und Schulnachricht oder Jahreszeugnis nur
einmal gewahrt werden.

(7) Bei einer Erhohung der Sozialhilfe- und Wohnbedarfssatze sind das maximale
Familiennettoeinkommen sowie die Unterstiitzungssatze laut Anlage im selben AusmaR zu
erhohen.

(8) Die Forderung darf nur nach MaRgabe der im Voranschlag des Landes bereitgestellten
Mittel erfolgen und muss im Einklang mit der Widmung der betreffenden Voranschlagsstelle
stehen.


https://www.aha.or.at/nachhilfe

(9) Der Einsatz der Landesmittel hat nach den Grundsdtzen der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und ZweckmaRigkeit zu erfolgen.

§4
Ansuchen
(1) Forderungen dirfen nur auf Grund schriftlicher Ansuchen gewahrt werden, die
spatestens sechs Monate nach Erhalt der jeweiligen Schulnachricht oder des jeweiligen
Jahreszeugnisses beim  Amt der  Vorarlberger Landesregierung,  Abteilung
Elementarpadagogik, Schule und Gesellschaft (Ila) einlangen.

(2) Der Forderungswerber/die Forderungswerberin ist verpflichtet, im Ansuchen
vollstandige Angaben lber beabsichtigte, laufende oder erledigte Forderungsansuchen zum
gleichen Vorhaben bei anderen Rechtstragern oder Dienststellen zu machen.

(3) Der Forderungswerber/die Férderungswerberin hat die verbindliche Anerkennung
der Allgemeinen Forderungsrichtlinie (AFRL) sowie die Zustimmung zur Datenverwendung
bzw. Datenveroffentlichung gemall § 5 AFRL zu erklaren.

§5
Forderungszusage

(1) Die Zusage der Forderung erfolgt schriftlich und kann Bedingungen und Auflagen
enthalten.

(2) In der Forderungszusage ist auszubedingen, dass der Forderungswerber/die
Forderungswerberin

a) den Organen des Landes, der Rechnungshofe sowie den Europdischen
Kontrolldienststellen Uberpriifungen des Férderungsvorhabens durch Einsicht in die
betreffenden Blicher, Belege und Unterlagen und durch Besichtigungen an Ort und Stelle
zu gestatten und die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen hat und

b) kiinftige Forderansuchen zum gleichen Vorhaben bei anderen Rechtstrdagern oder

Dienststellen der fir die Gewahrung der Forderung zustdndigen Abteilung oder
Dienststelle gleichzeitig mit der Antragstellung mitzuteilen hat.

(3) Die Forderungszusage verliert ihre Wirksamkeit und Geldzuwendungen sind
zuriickzuzahlen, wenn

1. die Forderung auf Grund unrichtiger oder unvollstandiger Angaben des Foérde-
rungswerbers bzw. der Forderungswerberin erlangt wurde,

2. die geforderte Leistung aus Verschulden des Forderungswerbers bzw. der
Forderungswerberin nicht oder nicht rechtzeitig ausgeflihrt wurde oder ausgefiihrt
wird,

3. die Forderung widmungswidrig verwendet wird,

4. Uberpriifungen durch Organe des Landes verweigert oder behindert werden oder

5. die vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen aus Verschulden des Foérde-

rungswerbers bzw. der Forderungswerberin nicht erfillt werden.



§6
Forderungsevidenz
Die gewdhrten Forderungen sind bei der Abteilung lla zentral zu erfassen.

§7
Kontrolle

(1) Forderungen sind von der fiir die Gewahrung der Férderung zustandigen Abteilung
oder Dienststelle auf ihre widmungsgemadRe Verwendung zu kontrollieren. Dabei ist zu
Uberprifen, ob die geforderten MalRnahmen ordnungsgemalR erbracht und die in der
Forderungszusage ausbedungenen Auflagen und Bedingungen erflillt worden sind.

(2) Die Kontrolle der widmungsgemalien Verwendung der gewahrten Forderungen hat
durch Einsicht in die betreffenden Biicher, Belege und Unterlagen zu erfolgen und kann
durch Vor-Ort Kontrollen (Augenschein) erganzt werden.

(3) Uber jede Vor-Ort-Kontrolle ist ein Bericht abzufassen, der jedenfalls folgende An-
gaben zu enthalten hat:

a) Datum und Ort der Kontrolle,

b) Gegenstand der gewahrten Forderung (kurze Beschreibung des geférderten Vorhabens)

c) Hohe der gewahrten Férderung,

d) Angaben dariiber, was bei der Kontrolle eingesehen bzw kontrolliert wurde (z.B.
gefordertes Objekt wurde eingesehen, Rechnungen wurden eingesehen und kopiert bzw
kontrolliert, sonstige Unterlagen wurden eingesehen),

e) allfallige Abweichungen des ausgefiihrten Vorhabens vom geférderten Vorhaben,

f) allfallig festgestellte Beanstandungen einschlieRlich der Notwendigkeit, die Behebung des
Mangels zu Uberprifen,

g) allfallige weitere forderungsrelevante Tatsachen,

h) Zeitdauer der Kontrolle,

f) Name und Unterschrift des Kontrollierenden.

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf Forderungen, bei denen gleichwertige Kontrollen durch
andere Institutionen gesichert sind, nicht anzuwenden.

§9
Ausnahmen (Bagatellférderungen)
Nachdem es sich bei diesen Férderungen um sogenannte Bagatellforderungen (gemali
§ 10 AFRL sind dies Forderungen bis einschlieBlich € 500,-- im Einzelfall) handelt, wird auf die
Vorlage von Originalrechnungen und Originalzahlungsnachweisen sowie auf den Hinweis,
dass sich der Forderungswerber/die Forderungswerberin strafbar macht, wenn er/sie eine
gewahrte Forderung missbrauchlich verwendet, verzichtet.



§10
Harteklausel

In  besonders berlcksichtigungswiirdigen Fallen koénnen die Kosten fir
Nachhilfeunterricht auch abweichend von den Regelungen dieser Richtlinie gefdrdert
werden.

§12
Inkrafttreten, AuBBerkrafttreten

(1) Diese Richtlinien treten mit 01.02.2024 in Kraft und sind auf Antrage anzuwenden, die
sich auf die Forderung von Kosten fiir Nachhilfeunterricht beziehen, der aufgrund von nicht
gentigenden Beurteilungen ab der Schulnachricht oder dem Jahreszeugnis 2023/2024 in
Anspruch genommen wird. Mit Inkrafttreten dieser Richtlinien treten die bisherigen
Richtlinien (ber die Vergabe von Beitragen an Schiiler zu den Kosten von Nachhilfeunterricht
auller Kraft.

(2) Forderansuchen, die sich auf die Férderung von Kosten fiir Nachhilfeunterricht
beziehen, der aufgrund von nicht genigenden Beurteilungen friherer Jahreszeugnisse in
Anspruch genommen wurde, sind nach den bisherigen Richtlinien abzuschlielRen.

ANLAGE
Anz. Familienmitglieder Familiennettoeinkommen bis Férderung Maximal a Einheit
2 Personen €2.212,27 75% € 16,50
€2.544,11 50% € 11,00
€2.765,34 25% € 5,50
3 Personen €2.616,63 75% € 16,50
€ 3.009,13 50% € 11,00
€ 3.270,79 25% € 5,50
4 Personen €2.994,54 75% € 16,50
€3.443,73 50% € 11,00
€3.743,18 25% € 5,50
5 Personen € 3.309,45 75% € 16,50
€ 3.805,87 50% € 11,00
€4.136,82 25% € 5,50
6 Personen €3.627,45 75% € 16,50
€4.171,57 50% € 11,00
€4.534,32 25% € 5,50
7 Personen € 3.805,45 75% € 16,50
€4.376,27 50% € 11,00
€4.756,82 25% € 5,50
8 Personen €3.983,45 75% € 16,50
€ 4.580,97 50% € 11,00
€4.979,31 25% € 5,50
9 Personen €4.121,00 75% € 16,50




€4.739,15 50% € 11,00
€5.151,25 25% € 5,50
10 Personen €4.258,54 75% € 16,50
€4.897,32 50% € 11,00
€5.323,18 25% € 5,50




	Rechtliche Grundlage: Art. 17 B-VG
	RICHTLINIEN DER VORARLBERGER LANDESREGIERUNG ÜBER DIE VERGABE VON BEITRÄGEN AN SCHÜLER UND SCHÜLERINNEN ZU DEN KOSTEN VON NACHHILFEUNTERRICHT
	§ 1
	Allgemeines
	§ 3
	Voraussetzungen
	§ 3
	Gegenstand und Höhe der Förderung
	(7) Bei einer Erhöhung der Sozialhilfe- und Wohnbedarfssätze sind das maximale Familiennettoeinkommen sowie die Unterstützungssätze laut Anlage im selben Ausmaß zu erhöhen.
	§ 4
	Ansuchen
	§ 5
	Förderungszusage
	§ 6
	Förderungsevidenz
	§ 7
	Kontrolle
	§ 9
	Ausnahmen (Bagatellförderungen)
	§ 10
	Härteklausel
	§ 12
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten

